
Klaus étiiwe
Politik und Religion 1n den USA

Der europäische Tourıist, der dıe Vereinigten Staaten bereıist, wırd VO  S allem ZWe]
FEindrücke mıiıt ach Hause nehmen: die ungeheure Weıte des Landes und die 1el-
ftalt der Menschen, die dort leben Im Vergleich den meısten europäıischen än
ern oder auch Deutschland erscheint die amerıikanısche Natıon stark SCOMMCN-
tlert und zersplıittert. Dıiese Segmentierung 1St ethniıscher, aber auch kultureller,
relig1öser, ökonomuischer un: politischer Art

Ethnisch gesehen sınd die USA eın höchst heterogenes Land Di1e europäıisch-
stammıgen weılßen Amerikaner bilden heute /4 Prozent der Bevölkerung. fro-
amerıkaner, mehrheitlich Nachfahren der afrıkanıschen Sklaven, stellen mehr
als 13 Prozent Bevölkerungsanteil. Vor allem 1m Süudwesten der USA un 1n Florida
o1bt CS eıne orofße Bevölkerungsgruppe lateınamerıkanischer Herkunft (Latınos).
S1ıe wuchs 1n den etzten Jahrzehnten stet1g auf heute 13 Prozent‘, weıl viele La-
teinamerıkaner VOTL der wırtschaftlichen Not iıhrer Heıimatländer 1n den Norden
fliehen. S1e leben oft als ıllegale inwanderer un: halten stark ihrer Kultur un:
Sprache test Asıatısche Einwanderer (Z.6B AaUS Chiına, Japan un Korea) bılden mı1t
vier Prozent der Bevölkerung eıne relatıv kleine Gruppe.

Dıie relig1öse Landschaft wırd ZWar mıt 78 Prozent eindeutig VO den Christen
dominıert. Juden, Muslime un Buddhisten tolgen m1t weıtem Abstand. Innerhalb
der christlichen Glaubensgruppe o1bt jedoch eıne grofße Bandbreite Kırchen
unterschiedlicher relig1öser Richtungen. Die römiısch-katholische Kırche 1St mı1t
rund 6 / Miıllionen Gläubigen die orößte geschlossene christliche Glaubensgemein-
schaft: die Protestanten umtassen ZUSAMMENSCHOMM jedoch fast Z7wel Driuttel
aller Christen ın den USA Diese spalten sıch in viele einzelne relıg1öse Gruppen
autf Baptısten, Pfingstkirchen un Lutheraner haben die meısten Mitglieder, dann
folgen unzählıge Klein- und Kleinstdenominationen.

Im soz1ıalen un: wırtschaftlichen Bereıich o1bt höchst problematische Un
oleichheıten: Wiährend sıch. der wohlhabende Mıttelstand 1ın dıe Vorstädte zurück-
zıeht, wırd 1n den Innenstädten die sıchtbare Armut ımmer orößer. Große Unter-
schiede zeıgen sıch VOT allem 1n der Sozialstruktur zwıischen weıißer un: schwarzer
Bevölkerung: Afroamerikaner haben 1mM Durchschnitt eın geringeres Eiınkommen,
eıne kürzere Lebenserwartung, ine schlechtere Ausbildung, eıne höhere Krımıina-
lıtäts- un Hınrıchtungsrate. Nıcht 1L1UT 1n den Suüudstaaten sınd Wohngegenden un:
nıchtöffentliche Eınrıchtungen W1e€e Kırchen oder private Urganısatiıonen oftt
taktiısch noch ach Rassen ELIreENNLT, WE auch die ormale Trennung iınzwıschen
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ungesetzlich iSt. Vieltach lıegt 1es ebentfalls an den ökonomischen Unterschieden,
aber auch tradıtionellen und festgefügten Vorurteilsmustern ın den jeweıligen
FEthnıien b7zw. Bevölkerungsgruppen.

Diese Segmentierung der Gesellschaft tindet ıhre Entsprechung 1im politischen
5System der Vereinigten Staaten. Der Staat selbst 1St eın zentralistischer FEinheits-
STAaAT, sondern gegliedert 1n relatıv selbständıge Bundesstaaten; oibt ein System
VO wechselseitigen Kontrollinstanzen („checks an balances“), das die politische
Macht auf verschiedene JTräger verteılt. Im Amt des Präsıdenten 1St viel politische
Macht konzentriert. ber W 4S viele Europaer übersehen der Präsident steht e1-
NC mächtigen Parlament gegenüber, das durchaus 1n der Lage ISt; die Politik 1m
Weißen Haus konterkarieren.

Angesichts dieser dıitferenzierten Wahrnehmung der US-amerikanischen Bevöl-
kerung, draängt sıch die rage ach dem ein1genden Flement auf: Was hält diese viel-
tarbige un! vielgestaltige Gesellschaft, zergliedert 1ın zahlreiche politische FEinhe1i-
ten; W as hält den Staat, W AS hält dıe Natıon der USA überhaupt zusammen? W/as
verbindet die Amerıkaner ıhrer Verschiedenheıt untereinander, da{fß S1€ sıch
als Amerikaner erkennen und erfahren und eben nıcht 1Ur als Angehörıige verschıe-
dener gesellschaftlicher Gruppen?

Die Antwort 1st ebenso eintach WwW1e€e überraschend: Es 1st eıne Art „politische Re-
lıg10n”, welche die Einwohner der JSA Amerikanern macht. Ihr kommt 1im Alhs
Lag und 1n der Politik eıne Bedeutung Z die anderen Natıonen tremd 1st un diese
manche Phänomene amerikanıiıscher Politik auch der Außenpolitik nıcht verstie-

hen AdßSt S1e beruht autf bestimmten Glaubenssätzen, 1St mıt Ritualen un: Symbo-
len umgeben und ertährt eıne enthusiastısche Verehrung, da{ß I111Lall S1e auch schon
als „Zivilrelig10n“ bezeichnet hat

DDas besondere Verhältnis VO Polıitik und Religion 1in den USA soll 1m tolgenden
vorgestellt werden. Zunächst wiırd skızzıert, W1€ sıch in den USA Politik un elı-
100 1n orm eıner Zivilrelig10n begegnen. 7weıtens geht dann relig10se
Aspekte 1n der Aufenpolitik der USAÄ Drıittens wiırd analysıert, welche hıstor1-
schen Erfahrungen diesen Phänomenen geführt haben Der letzte Teıl beschäft-
tıgt sıch schliefßlich mMI1t den Religiösen 1n der Politik, der SOZENANNLEN „Christlichen
Rechten“

Die amerıiıkanısche Zivilreligion

Verfassungsrechtlich gesehen, sınd die USA e1n säkularer Staat Die Verfassung der
USA VO 1787 legt 1n Art VI test, dafß „nıemals der Nachweıis eıner Religions-
zugehörıigkeıt als eine Voraussetzung für eın Amt oder eıne öffentliche Vertrauens-
stellung der Hoheit der Vereinigten Staaten verlangt werden“ darf Der
Verfassungszusatz Bıll of Rıghts) fügte die esondere Garantıe relig1öser
AA
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Freiheit hinzu: „Der Kongrefß darf eın (zeset7 erlassen, das die Eınführung eıner
Staatsrelig10n 7AUE Gegenstand hat oder die freie Religionsausübung verbietet.“

Der dritte Präsident Thomas Jefferson interpretierte diese Klausel 1m Jahr 802
5 da{fß dadurch eıne „Irennungswand“ zwıischen Kırche und Staat errichtet WOI-

den sel. Dieser Auffassung hat sıch der Oberste Gerichtshof (Supreme Court) der
USA 1n mehreren Urteilen angeschlossen?. Das grundlegende Prinzıp seiıner Recht-
sprechung Ist, der Regierung nıcht erlauben, sıch ın relig1öse Fragen eINZUm1-
schen oder eıne Staatskirche etablieren. SO hat der Supreme Court Z Beispiel
iın den 700er Jahren des 2 Jahrhunderts das VO Lehrern und Schülern gemeınsam
gesprochene Schulgebet 1ın ötffentlichen Schulen verboten.

Politik und Religion sınd jedoch 1n den WJSA keineswegs voneinander isolierte
Sphären. AT siınd Staat un: Kırchen verfassungsrechtlich Sstreng voneınander gC-
LIrENNLT, 1aber VO jeher hat die Religion einen orofßen Stellenwert auch 1n polıtıschen
Fragen besessen. ach Umfragen halten fast Z7we!l Drittel der U>S-Bürger Religion
für „sehr wichtig“ ıhrem Leben ach eiıner Umfrage des „DPew Forum eli-
2102 Public Life“ 1m August 2068 sınd 69 Prozent der US-Bürger der Ansıcht,
der US-Präsident musse starke relig1öse Überzeugungen haben?. Diese Haltung 1sSt
nıcht IN  er Der Franzose Alexıs de Tocqueville stellte bereıits 1835 1n seiınem och
heute vielfach zıtlerten Bericht „UÜber die Demokratie 1n Amerika“ fest, da{fß jer
„dıe ReligionPolitik und Religion in den USA  Freiheit hinzu: „Der Kongreß darf kein Gesetz erlassen, das die Einführung einer  Staatsreligion zum Gegenstand hat oder die freie Religionsausübung verbietet.“  Der dritte Präsident Thomas Jefferson interpretierte diese Klausel im Jahr 1802  so, daß dadurch eine „Trennungswand“ zwischen Kirche und Staat errichtet wor-  den sei. Dieser Auffassung hat sich der Oberste Gerichtshof (Supreme Court) der  USA in mehreren Urteilen angeschlossen?. Das grundlegende Prinzip seiner Recht-  sprechung ist, der Regierung nicht zu erlauben, sich in religiöse Fragen einzumi-  schen oder eine Staatskirche zu etablieren. So hat der Supreme Court zum Beispiel  ın den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts das von Lehrern und Schülern gemeinsam  gesprochene Schulgebet in öffentlichen Schulen verboten.  Politik und Religion sind jedoch in den USA keineswegs voneinander isolierte  Sphären. Zwar sind Staat und Kirchen verfassungsrechtlich streng voneinander ge-  trennt, aber von jeher hat die Religion einen großen Stellenwert auch in politischen  Fragen besessen. Nach Umfragen halten fast zwei Drittel der US-Bürger Religion  für „sehr wichtig“ in ihrem Leben. Nach einer Umfrage des „Pew Forum on Reli-  gion & Public Life“ im August 2007 sind 69 Prozent der US-Bürger der Ansicht,  der US-Präsident müsse starke religiöse Überzeugungen haben?. Diese Haltung ist  nicht neu: Der Franzose Alexis de Tocqueville stellte bereits 1835 in seinem noch  heute vielfach zitierten Bericht „Über die Demokratie in Amerika“ fest, daß hier  „die Religion ... mit allen nationalen Gewohnheiten und mit fast allen vaterländi-  schen Gefühlen“* verbunden sei.  Der Soziologe Robert N. Bellah prägte vor diesem Hintergrund den Begriff einer  amerikanischen „Zivilreligion“, in der die Vorstellung einer „Nation unter Gott“  („one nation under God“) für die Bürger identitätsstiftend wirke. Im öffentlichen  Raum wird der religiöse Charakter dieser besonderen Form des Patriotismus deut-  lich: So erfährt die Fahne überall eine fast sakrale Verehrung; die Unabhängigkeits-  erklärung und die Verfassung werden ın der Hauptstadt Washington wie in einem  Schrein aufbewahrt, und überlebensgroße Monumente erinnern an „Heilige“ und  „Märtyrer“ der amerikanischen Geschichte.  In Sinn der amerikanischen Zivilreligion werden die USA als ein System gemein-  samer ideeller Prinzipien und Tugenden porträtiert, als eine Nation, die einen be-  sonderen weltgeschichtlichen Auftrag zu erfüllen habe bei der Durchsetzung von  Freiheit, Gleichheit und Demokratie. Schon James Madison, einer der Gründer-  väter der USA, bezeichnete 1788 die Verfassungsdiskussion als einen politischen  Prozeß, der die „göttliche Verheißung“ erfüllte. Im 19. Jahrhundert verglich der  Schriftsteller Herman Melville, Autor des berühmten „Moby Dick“, die Amerika-  ner mit den biblischen Stämmen Israels: „das besonders erwählte Volk ... das Israel  unserer Zeıt“®,  Die amerikanischen Präsidenten wirken gleichsam als Hohepriester dieser quasi-  religiösen Selbstinterpretation. Dazu gehört zum Beispiel das gewissermaßen  „monarchische“ Auftreten des Präsidenten, das von einem erstaunlichen, symbol-  425mı1t allen natıonalen ewohnheıiten und mıt tast allen vaterländiı-
schen Getühlen“* verbunden sEel1.

Der Soziologe Robert Bellah pragte VOT diesem Hıntergrund den Begriff einer
amerı1ıkanıschen „Zivilreli210n , in der die Vorstellung eıner „Natıon (Söit-
LONE natıon under G d«) tür die Bürger ıdentitätsstiftend wirke. Im öffentlichen
Raum wiırd der relig1öse Charakter dieser besonderen orm des Patrıotismus eut-
ıch So ertährt die Fahne überall 1ne fast sakrale Verehrung; die Unabhängigkeıits-
erklärung und die Verfassung werden 1n der Hauptstadt Washington Ww1e 1n einem
Schrein autbewahrt, und überlebensgrofße Monumente erınnern „ Feilge: und
„Martyrer” der amerikanischen Geschichte.

In Sınn der amerıikanıschen Zivilrelig10n werden die USA als eın 5System geme1n-
ıdeeller Prinzıpien un JTugenden porträtıiert, als eıne Natıon, die eınen be-

sonderen weltgeschichtlichen Auftrag ertüllen habe be] der Durchsetzung VO  zn

Freıiheit, Gleichheit un: Demokratie. Schon James Madıson, eiıner der Gründer-
vater der USA, bezeichnete 1788 die Vertassungsdiskussion als eınen poliıtıschen
Prozefß, der die „göttliche Verheißung“ ertüllte. Im 19. Jahrhundert verglich der
Schriftsteller Herman Melvılle, Autor des berühmten „Moby Dick-; die Amerıka-
1eTr mı1t den bıblıschen Stiämmen Israels: „das besonders erwählte olkPolitik und Religion in den USA  Freiheit hinzu: „Der Kongreß darf kein Gesetz erlassen, das die Einführung einer  Staatsreligion zum Gegenstand hat oder die freie Religionsausübung verbietet.“  Der dritte Präsident Thomas Jefferson interpretierte diese Klausel im Jahr 1802  so, daß dadurch eine „Trennungswand“ zwischen Kirche und Staat errichtet wor-  den sei. Dieser Auffassung hat sich der Oberste Gerichtshof (Supreme Court) der  USA in mehreren Urteilen angeschlossen?. Das grundlegende Prinzip seiner Recht-  sprechung ist, der Regierung nicht zu erlauben, sich in religiöse Fragen einzumi-  schen oder eine Staatskirche zu etablieren. So hat der Supreme Court zum Beispiel  ın den 70er Jahren des 20. Jahrhunderts das von Lehrern und Schülern gemeinsam  gesprochene Schulgebet in öffentlichen Schulen verboten.  Politik und Religion sind jedoch in den USA keineswegs voneinander isolierte  Sphären. Zwar sind Staat und Kirchen verfassungsrechtlich streng voneinander ge-  trennt, aber von jeher hat die Religion einen großen Stellenwert auch in politischen  Fragen besessen. Nach Umfragen halten fast zwei Drittel der US-Bürger Religion  für „sehr wichtig“ in ihrem Leben. Nach einer Umfrage des „Pew Forum on Reli-  gion & Public Life“ im August 2007 sind 69 Prozent der US-Bürger der Ansicht,  der US-Präsident müsse starke religiöse Überzeugungen haben?. Diese Haltung ist  nicht neu: Der Franzose Alexis de Tocqueville stellte bereits 1835 in seinem noch  heute vielfach zitierten Bericht „Über die Demokratie in Amerika“ fest, daß hier  „die Religion ... mit allen nationalen Gewohnheiten und mit fast allen vaterländi-  schen Gefühlen“* verbunden sei.  Der Soziologe Robert N. Bellah prägte vor diesem Hintergrund den Begriff einer  amerikanischen „Zivilreligion“, in der die Vorstellung einer „Nation unter Gott“  („one nation under God“) für die Bürger identitätsstiftend wirke. Im öffentlichen  Raum wird der religiöse Charakter dieser besonderen Form des Patriotismus deut-  lich: So erfährt die Fahne überall eine fast sakrale Verehrung; die Unabhängigkeits-  erklärung und die Verfassung werden ın der Hauptstadt Washington wie in einem  Schrein aufbewahrt, und überlebensgroße Monumente erinnern an „Heilige“ und  „Märtyrer“ der amerikanischen Geschichte.  In Sinn der amerikanischen Zivilreligion werden die USA als ein System gemein-  samer ideeller Prinzipien und Tugenden porträtiert, als eine Nation, die einen be-  sonderen weltgeschichtlichen Auftrag zu erfüllen habe bei der Durchsetzung von  Freiheit, Gleichheit und Demokratie. Schon James Madison, einer der Gründer-  väter der USA, bezeichnete 1788 die Verfassungsdiskussion als einen politischen  Prozeß, der die „göttliche Verheißung“ erfüllte. Im 19. Jahrhundert verglich der  Schriftsteller Herman Melville, Autor des berühmten „Moby Dick“, die Amerika-  ner mit den biblischen Stämmen Israels: „das besonders erwählte Volk ... das Israel  unserer Zeıt“®,  Die amerikanischen Präsidenten wirken gleichsam als Hohepriester dieser quasi-  religiösen Selbstinterpretation. Dazu gehört zum Beispiel das gewissermaßen  „monarchische“ Auftreten des Präsidenten, das von einem erstaunlichen, symbol-  425das Israel
UNHNSGCI ET eiıt“©.

Die amerıkanıschen Präsiıdenten wırken yleichsam als Hohepriester dieser quası-
relig1ösen Selbstinterpretation. Dazu gehört Z Beıispiel das gewıssermaßen
„monarchische“ Auftreten des Präsıdenten, das VO  e eiınem erstaunlıchen, symbol-
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haften Zeremonuıiell umgeben iIST: Vor allem aber die Reden amerıikanıscher Präsı-
denten haben zıvılrelig10se Inhalte. Be1 ihren Antrittsreden sınd zivilrelig1öse Har
halte eınem zentralen Gegenstand geworden; die Präsiıdenten legen damıt
gleichsam 1MmM Namen des SANZCI Landes ein rıtuelles Glaubensbekenntnis 1b Der
Präsiıdent präsentiert sıch dabel als Sprecher der Natıon, der den kollektiven Willen
verbalisıiert. Gezielt wırd mMI1t relig1ösen Symbolen und Metaphern das Wahlvolk
appelliert. Darüber hınaus enthalten viele Reden aber auch ausdrücklich rel1g10se
Elemente und Passagen, dıe ber das rein Metaphorische deutlich hinausgehen.
Kaum eiıne Ansprache endet ohne das obligatorische „God bless Amerıica!“ Nıcht
ULE Prediger W1€e Martın Luther Kıng oder Jesse Jackson zıtierten gEeInN un: haufıg
aUus der Bıbel Der Katholik John Kennedy tırug 1n seiner Antrıittsrede einen Vers
aUuUs$s dem Buch des Propheten Jesaja VO  — Ronald Keagan porträtierte die FJSA 1974
1ın eiıner ede VOT der „Conservatıve Political Actıon Conterence“ als „Cıty upON
Hall eıne Metapher für das bıblısche Jerusalem”.

Solche relıg1ösen Bezuge sınd nıcht 1L1UT für die Wiählerklientel der christlich-fun-
damentalıistischen ewegungen, sondern auch für den Durchschnittsamerikaner
VO Bedeutung. Relig1öse Redepassagen sınd deshalb nıcht eLIwa Ausdruck der 1N-
dividuellen relıg1ösen Haltung des Redners, sondern sollen ıntegrierend wırken, 1N-
dem S1€e die relıg1öse Grundhaltung vieler Amerıkaner appellieren.

Relıgion un: Außenpolitik
Die Tatsache, da{fß die Idee „Amerıka“ eıine derart relıg1öse Verehrung ertährt und
durch Rıtuale un Symbole den Alltag jedes US-Bürgers berührt, hat natuürlich
auch Rückwirkungen auf dıe Amerıikaner selbst. Die meısten europäıischen Beob-
achter der SA sıch W1e€e Alexıs de Tocqueville schon 1mM 19 Jahrhundert
darın e1IN1g, da{ß dıe polıtıischen Wertvorstellungen der Amerikaner eiınen esonde-
1CIN polıtıschen enk- und Verhaltensstil ErZEeUgTL haben, der sıch VO dem der E-
ropaer deutlich unterscheidet. Dennıis Brogan, eın englıscher Journalıst, der 1n den
330er Jahren als Korrespondent 1n den JSAÄA lebte, beschrieh diese besondere polı-
tische Verhaltensweise der Amerikaner als „Amerıcan Charaecter“®. der S1e ınnen-
politisch und außenpolitisch ach anderen Grundsätzen handeln lasse als die H-
ropaer.

Was il damıt gemeınt hat, wiırd 1n eıner Kongrefßrede deutlich, die der rühere
Präsiıdent George Bush 989 hielt Er erinnerte die Abgeordneten und Sena-

die gemeınsame Aufgabe der Amerı1kaner, den Fortschritt Öördern un:
zıtlerte Abraham Lincolns Auffassung, da{fß der Mensch verpflichtet sel, nıcht 1A6a

seilne eıgenen Umstände verbessern, sondern auch dazu beizutragen, da{f sıch die
Lage der SaNzZCH Menschheit verbessere. Dies sSe1 eıne allgemeine Mıssıon, der
alle Amerıikaner aufrufe, denn S1Ee mache den amer1ıkanıschen Charakter ARUNE
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Die Wırkung relig10ser Vorstellungen gegenüber dem Staat 1St demnach auch und
VOLI allem 1n der Außenpolitik der UJSA suchen. Weil die Amerikaner zutiefst VO

der Richtigkeit und Gültigkeıit iıhrer Werte überzeugt sınd und weıl S1e ıhr Werte-
konzept als normatıve Idee mMI1t unıyversalem Anspruch verstehen, sınd S1e zugleich
davon überzeugt, da{fß dieses Konzept weltweit verwirklicht werden musse. Auft e1-
LICT Wandinschriuft 1n den Gaäangen des Washingtoner Kapıtols wırd dıe Worte
Franklın Roosevelts erinnert: „Wır verteidigen un errichten eıne Lebensart
nıcht 11UT tür Amerika Jlein, sondern für die Menschheit.“ George Bush
bemerkte während seliner Wahlkampagne 1mM Jahr Z600 iın eıner ede VOT der Jüdi-
schen Organısatıon Nal BO’rith: „Unsere Natıon ist VO (Gott auserwählt un: VO

der Geschichte beauftragt, eın Modell für die Welt seiın.“ Be] tejerlichen
Anlässen, Z Beispiel be]l der Amtseinführung der Präsıdenten, wırd (sott 4aUS-

drücklich Hılte angerufen, die 1ssıon der Vereinigten Staaten erfüllen
können. Und iımmer wıeder 1st 1n der amerikanıschen Geschichtsschreibung der
Kreuzzugsgedanke aufgetaucht, eLtwa 1m Ersten Weltkrieg, der VO den Amerika-
C144 auch als eın Krıeg die „ Uyrannet der europäıischen Monarchien geführt
wurde.

Der Iraum VOIl eıner weltweiten Demokratie, der Drang, allen Menschen der
Welt die Ideale Amerikas bringen wollen, hat zweıtellos ıne ageress1iVve Selite.
/Zuerst bekamen dies dıie indigenen Völker spuren, für die die „Miss1iıonierung“

Unterdrückung un: Untergang tührte. Als eINZ1Y verbliebene Supermacht besit-
ZeI die USA heute das milıtärische Potential, ıhren Missionsaulftrag auch olobal
ertüllen können. Dies tuhrt nıcht selten Kritik. Dabel dart 1aber nıcht überse-
hen werden, da{fß die weltweıte Verbreitung der Demokratie 1m 20. Jahrhundert
nıcht zuletzt aut dem demokratischen Missionseıter der USA beruhte. Die Tatsa-
che, da{fß sıch Deutschland ach dem /weıten Weltkrieg eiıner stabılen Demokra-
t1e entwickeln konnte und da Westeuropa und andere Weltregionen 1m Kalten
Krıeg die iıdeologische und militärische Bedrohung verteidigt werden OoNn-
tenN; 1St etztlich dem ngagement der Amerıkaner verdanken.

Religiöse Wurzeln der amer1ıkanıschen Verfassung
Die polıtıschen un ideengeschichtlichen Wurzeln der Verfassung der USA sınd
vielgestaltig. Se1lt den Tagen Alexıs de Tocquevilles wurde der Liberalismus als die
wichtigste iıdeengeschichtliche Quelle der US-amerikanıschen Verfassung AaNSCSC-
hen Lou1s Hartz stellte 1955 die bekannte These auf, 1n den USA trıumphıiere eın
yleichsam „natürlıcher Liberalismus“  9 ohne den soz1alen Antagon1ısmus Europas.
Der Liberaliısmus sSCe1 nıcht 1Ur die Grundlage der demokratischen Entwicklung der
US-amerikanıschen Verfassungsgeschichte, sondern zugleich 1ne Quelle natıona-
ler Identität.
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Neben Zustimmung fanden Hartz’ Thesen auch Widerspruch. SO hat John
Pocock aut die Bedeutung der republikanischen TIradition für das amerıkanısche polı-
tische Denken hingewliesen"”. uch Bernard Bailyn und Gordon Wood argumentier-
Knl da{fß die „toundıng athers“, die Gründerväter, stärker VO  } republikanischen als
VO liıberalen Ideen beeinflufßt SCWESCH sejen!!. Kogers Smith schließlich machte ın sSEe1-
913401 Arbeiten auf den „ascrıptive Amerıicanısm“ und den mıt ıhm verbundenen Rassıs-
111US autmerksam. Damıt ist gemeınt, da{fß viele Amerıikaner ıhres Bekenntnisses
Z unıversalen Anspruch VO  3 Freiheit unı: Demokratie gewissermaßen schon MI1t
der Einstellung „geboren“ seı1en, als Amerıikaner eben hessere Demokraten se1ın als
andere Völker. Dies mMUSsSse, zıtlert Manfred Brocker, als eıne „oft unterschlagene,
gleichwohl ebentalls wirkmächtige antılıberale Stromung ınnerhalb der amerıkanı-
schen politischen Kultur,Klaus Stüwe  Neben Zustimmung fanden Hartz’ Thesen auch Widerspruch. So hat John G. A.  Pocock auf die Bedeutung der republikanischen Tradition für das amerikanische poli-  tische Denken hingewiesen!®. Auch Bernard Bailyn und Gordon Wood argumentier-  ten, daß die „founding fathers“, die Gründerväter, stärker von republikanischen als  von liberalen Ideen beeinflußt gewesen seien!!. Rogers Smith schließlich machte in sei-  nen Arbeiten auf den „ascriptive Americanism“ und den mit ihm verbundenen Rassis-  mus aufmerksam. Damit ist gemeint, daß viele Amerikaner - trotz ihres Bekenntnisses  zum universalen Anspruch von Freiheit und Demokratie — gewissermaßen schon mit  der Einstellung „geboren“ seien, als Amerikaner eben bessere Demokraten zu sein als  andere Völker. Dies müsse, so zitiert Manfred Brocker, als eine „oft unterschlagene,  gleichwohl ebenfalls wirkmächtige antiliberale Strömung innerhalb der amerikani-  schen politischen Kultur, ... als eigenständige persistente ideologische Tradition ange-  sehen werden“!2, Die Tocqueville-These, so Smith, versäume es, die inegalitären Ideo-  logien und Bedingungen der Gründungsgeschichte der USA zu berücksichtigen, die  die Revolution mindestens ebensotief beeinflußt hätten wie der Liberalismus.  Die Vorgeschichte der USA ist neben diesen liberalen und republikanischen Strö-  mungen zugleich eine Geschichte religiös motivierter Siedlung und Staatsgrün-  dung. Weitere wichtige Traditionslinien der amerikanischen Identität sind daher der  Calvinismus und der Puritanismus des 17. und 18. Jahrhunderts. Die „Pilgrim Fa-  thers“ segelten 1620 auf der Mayflower über den Atlantik und gründeten die Kolo-  nie Plymouth im heutigen Massachusetts. Die „Pilgerväter“, gehörten einer beson-  ders radikalen Strömung im englischen Puritanismus an, die sich von der Church of  England losgesagt hatte und eine absolute Gemeindeautonomie einforderte. Es kam  zur Verfolgung durch die englische Staatskirche, der sich etwa 100 Pilger zunächst  durch eine Flucht nach Holland, und dann durch eine Seereise nach Amerika ent-  zogen. Im November 1620 gingen sie im heutigen Massachusetts vor Anker. Da sie  keine offizielle Ermächtigung hatten, das Gebiet zu kolonisieren, gaben sie sich ihre  eigene Satzung, die als Mayflower-Vertrag („Mayflower Compact“) bekannt  wurde. Darin legten sie unter anderem fest, daß sie eine sıch selbst regierende Ge-  meinschaft bilden wollten.  Die puritanischen Pilgerväter waren nach Amerika gekommen, weil sie ihre religiö-  sen Vorstellungen ungehindert verwirklichen wollten. Während sie aber im alten  England noch darum gekämpft hatten, als Minderheit geduldet und anerkannt zu  werden, also für sich die Gedanken der Gleichheit und Toleranz in Anspruch nah-  men, kam es ihnen in der Neuen Welt auf das genaue Gegenteil an: Die Puritaner von  Massachusetts versuchten dort, ihre Lehren von Erbsünde, Prädestination und kon-  trollierter Lebensführung in eine politische Ordnung umzusetzen. Der Zweck der er-  sten Kolonie in Neu-England bestand zunächst hauptsächlich darin, die Reinheit der  puritanischen Lehre zu erhalten. Das Bürgerrecht erhielt in diesem theokratischen  System schon seit 1630 nur derjenige, dessen Rechtgläubigkeit erwiesen war. Die bür-  gerlichen Rechte wurden also von der religiösen Qualifikation abhängig gemacht.  728als eigenständıge persistente ıdeologische TIradıtion aNgC-
sehen werden  12 Die Tocqueville-These, Smuith, versaume CS; die inegalıtären Ideo-
logıen und Bedingungen der Gründungsgeschichte der USA berücksichtigen, die
die Revolution mındestens ebensotief beeinfluft hätten Ww1€e der Liberalismus.

Die Vorgeschichte der I4SA 1STt neben diesen liberalen un republikanıschen Stro-
INUNSCH zugleich eıne Geschichte rel1g10s motıivlerter Sıedlung und Staatsgrun-
dung. eıtere wiıchtige TIradıtionslinıen der amerikanıschen Identität sınd daher der
Calvınısmus und der Puriıtanısmus des un!: 18 Jahrhunderts. Die „Pılgrım Fa-
thers“ segelten 1620 auf der Maytlower ber den Atlantık un oründeten die olo-
nNn1e Plymouth 1mM heutigen Massachusetts. Die „Pilzgerväter“, gehörten einer beson-
ders radikalen Strömung 1m englischen Purıitanısmus d  9 dıe sıch VO der Church of
England losgesagt hatte und 1nNe€e absolute Geme1indeautonomie eintorderte. Es kam
JT Verfolgung durch die englische Staatskırche, der sıch eLtwa 100 Pilger zunächst
durch eıne Flucht ach Holland, un! dann durch eıne Seere1ise ach Amerıka eNLTL-

Im November 1620 oingen S1€e 1m heutigen Massachusetts VOT Anker. Da S1Ce
keıne offizielle Ermächtigung hatten, das Gebiet kolonisıeren, gyaben S1e sıch ıhre
eiıgene Satzung, dıe als MayftTlower- Vertrag („Mayflower Compact:) bekannt
wurde. Darın legten sS1e anderem fest, da{fß S1e eıne sıch selbst regierende (Se:
meıinschaft bılden wollten.

Die purıtanıschen Pılgerväter ach Amerika gekommen, weıl S1e ıhre relig1Ö6-
S{  . Vorstellungen ungehindert verwirklichen wollten. Während S1e aber 1m alten
England och darum gekämpft hatten, als Minderheit geduldet un! anerkannt
werden, also Hür sıch die Gedanken der Gleichheıit und Toleranz 1n Anspruch nah-
INCI), kam iıhnen 1n der Neuen Welt auf das SCHAUC Gegenteıl Die Purıtaner \A @}

Massachusetts versuchten dort, ihre Lehren VO  > Erbsünde, Prädestinatıon und kon-
trollierter Lebenstührung 1n ıne politische Ordnung IMNMZUSEeIizenN Der 7Zweck der 1
sten Kolonie 1ın Neu-England estand zunächst hauptsächlich darın, die Reinheit der
purıtanıschen Lehre erhalten. DDas Bürgerrecht erhielt 1ın diesem theokratischen
5System schon se1mt 1630 LLUT derjen1ge, dessen Rechtgläubigkeıit erwıesen W ATrl. Dıie bür-
gerlichen Rechte wurden also VO der relig1ösen Qualifikation abhängig gemacht.
V
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Das rel1g10se und politische Programm der Purıiıtaner hatte jedenfalls wen1g Ahn-
ichkeit MIt dem, W as heute die amerikanısche Mentalıtät ausmacht. Erstaunlicher-
welse WT 1aber gerade der relig1öse Fundamentalismus dieser englischen Sıedler,
der schliefßßlich ZUT: Demokratisierung der ersten polıtischen Ordnungen auf amer1-
kanıschem Boden tführte. Wer namlich ın den Puritanergemeinden die Bürgerrechte
und die damıt verbundenen wirtschaftlichen Vorteile wahrnehmen wollte, W ar A
ZWUNSCIL, sıch ihrer Glaubensrichtung anzuschließen. Und umgekehrt brauchte
mMan 1in den Kolonien ZUIT: Besiedlung un!: wirtschaftlichen Entwicklung auch drın-
gend Eınwanderer, daflß INa 6S sıch nıcht eisten konnte, auf Dauer die Hürde für
die Gewährung VO Bürgerrechten hoch SELZEH

Tatsächlich wurden 1m Lauf der eılıt immer mehr Personengruppen mıt eher
zweıtelhaftter relig1öser Qualifikation VO den Puritanergemeinden aufgenommen,
W 4S elınerseılts ımmer mehr jedler 1n den Genufßß der Bürgerrechte brachte, anderer-
se1lIts eıner Liberalisıerung der Religion führte. Dagegen rebellierten wıiıederum
die Fundamentalısten, die den Strengeren Ma{fstiäben testhielten und sıch 1n —

deren, exklusıyveren Zirkeln zusammenschlossen. Es kam also eıner unbeabsıch-
tıgten Pluralisierung, dıe sıch MIt den Erweckungsbewegungen der Baptısten un
Methodisten, welche sıch die rel1g10se Kontrolle durch dıe Gemeıinde wand-
tCH: 1m 158 Jahrhundert och weıter verstärkte®?®.

Idieser gescheıiterte Versuch ZAUEE: Etablierung elınes puritanıschen Regiments 1n
Neu-England, die anschließende Revısıon der Zugangsbedingungen und die da-
durch wıederum ausgelösten Gegenbewegungen haben demnach dazu geführt, da{fß
sıch bıs ZUE Ende des 18 Jahrhunderts alle protestantischen Amerıkaner als gleich-
berechtigt qualifizierte Burger tühlen konnten schließlich die ersten Sied-
ler tast ausschliefßlich englısche Protestanten und gleichzeıtig wurde dıe histor1-
sche Erkenntnis befördert, da{ß Toleranz gegenüber Andersdenkenden notwendig
sel. Der Purıitanısmus hat insotern ungewollt ZUur demokratischen Entwicklung der
USA beigetragen*“.

Die „Christliche Rechte“
In den /Uer Jahren entstand mm den USA dıe Protestbewegung der SOgenNannten
„Christlichen Rechten“, die sıch tür eine „Rechristianısierung“ Amerıkas e1IN-
setzte)>. Ihre Anhänger rekrutieren sıch aus dem Kreıs der „Evangelıkalen“. (5e-
meıint siınd damıt Jjene Gläubigen, dıe die Verkündigung des Evangeliıums als zenNn-

trale Aufgabe betrachten, die Untehlbarkeit der Bibel un: dıe Notwendigkeıt
eıner persönlichen Hinwendung Jesus Christus als einzıgem Weg der Erlösung
glauben und diese me1lst als spirıtuelle „Wiıedergeburt“ („born agaln”) bezeichnen.
Die Evangelıkalen sind also nıcht eLIwa eıne eigenständıge Kırche oder eıne Kontes-
S10N, sondern eine besonders konservatıve Rıchtung innerhalb der protestantischen
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Kıirchen. So oibt D beispielsweıse den Baptısten die konservatıven die sıch
als evangelıkal bezeichnen un: die eher lıberalen, die sıch als „Maınline Church“
bezeichnen. ber auch die Evangelıkalen selbst sınd keinestfalls monoli:thisch. In
wichtigen theologischen Fragen bestehen durchaus Auffassungsunterschiede ZW1-
schen den verschiedenen („neo-evangelikalen“, „tundamentalistischen“ und
„pfingstlerisch-charısmatischen“) Strömungen des Evangelikalismus!®.

Der polıtische Arm der Evangelikalen, dıe „Christliche Rechte“, 1St 1ın öffentlich-
keitswirksamen Urganısationen W1€e „FOCUSs the Famıiıly“ oder dem „Famıily
Research Councıl“ organısıert und erreicht damıt mühelos eiınen Großteil der Be-
völkerung, insbesondere iın den Staaten des „Bıble belt“ VO Südosten bıs Z
Mıttleren Westen der SA Abgesehen VO  - den Hardlınern, die dıe Evolutions-
theorie ablehnen oder den SOgCNANNLEN Rekonstruktionisten, die die bürgerliche
Gesetzgebung durch 1ne Art christliche charıa wollen, gehen ıhre Forde-
LUNSCH auf dem Hıntergrund der Religiosıität vieler Amerikaner weıtgehend VO

konsenstähigen Voraussetzungen AUS

Die polıtischen Instıtutionen, dabe] insbesondere die Republikanische Parteı,;
werden gezielt intiltriert. So werden evangelikale Kandıidaten tfinanzıell unterstutzt
un:! alle Kongrefsabgeordnete VO der SOZCENANNLEN „Christıan Coalıtion“ eobach-
Ler und regelmäfßsig eınem Katıng (Bewertung) unterzogen, das ıhre Haltung Jal
ber Schlüsselfragen W1e€e eLtwa dem Klonverbot oder der bedingungslosen Unter-
stutzung Israels bewertet. Dıies VO dem hohen Organısationsgrad, den die
relig1öse Rechte iınzwischen erreıicht hat Hıng S1C trüher csechr stark VO charısmati-
schen Führungspersönlichkeiten W1e€e Bılly Graham, DPat Robertson oder Ralph
eed ab,; annn S1C ,  Jetzt auf gewachsene Strukturen bauen. Geschult 1n Kader-
schmieden un Traımıngsseminaren, die Christliche Rechte sämtlıiche mediale
Möglichkeiten E-Maıl; Fernseh- und Radioshows auf den politischen Wil=
lensbildungsproze(ß Einfluf( nehmen.

Religionssoziologen schätzen den Anteiıl der weıilßen Evangelıkalen, auf die sıch
die Christliche Rechte stutzt, auf zwıschen 23 bıs 726 Prozent:“: S1Ee sınd also eıne 1N-
teressante Wiählerschicht. Be]l den Präsıdentenwahlen 2000 un: 2004 machten die
Evangelıkalen rund 23 Prozent der Wihlerschaft AaUS Von daher 1st CS
nıcht überraschend, da{fß auch der „wledergeborene Christ“ George Bush VOT
selıner W.ahl 1m Jahr 2000 und 7A60 Begınn seıner Präsıdentschaft stark auf die reli-
N10SE Rechte SEI7ZifEe ber anders als CS 1n Europa VOT allem Begınn des Irakkrıegs
wıederholt geschah, dart George Bush nıcht als Exponent oder Sal „Marıonette“
der Christlichen Rechten 1n den USA betrachtet werden!8.

Der gegenwärtıge US-Präsident hat eın prımar wahlstrategisch bestimmtes Ver-
hältnıs AT Christlichen Rechten. Von Anftang Wlr sıch der Tatsache bewulßfßst,
da{fß GT ohne das evangelıkale Wählersegment keine W.ahl- bzw. Wiederwahlchance
hatte. Zugleich War ıhm jedoch klar, da{ß ebenso driıngend dıie Unterstützung der
anderen republıkanischen Stammwählergruppen brauchte etwa der Wırtschaftsli-

/ 0



Politik UN Religion In den USA

beralen, die 1n moralischen und religionspolitischen Fragen eher moderat eingestellt
sınd Entsprechend belie{fß Bush gegenüber der Christlichen Rechten be] symbo-
ischen (sesten und personellen Zugeständnissen, dıe diese Klientel zufriedenstellen
ollte, ohne andere Wählergruppen verprellen. Er unternahm hingegen keıine
Schritte, eLIWwW2 die Abtreibung verbieten, die gleichgeschlechtliche Ehe eINZU-
schränken oder das Schulgebet wıieder einzuführen.

Da Bushs Verhältnis ZANT: Christlichen Rechten wahlstrategisch motivıiert W al,

zeı1gt sıch den Erwartungen vieler Europaer auch 1in der Außenpolitik.
Wäiährend die Christliche Rechte fruh „den Islam  CC als Inbegriff des Bösen 3Ol
gert hatte, das die USA bekämpften mussen, emühte sıch Bush immer wıeder 1INS-
besondere während des Atghanıstan- und Irak-Feldzugs den FEindruck e1ines
„Kampfts der Kulturen“, eines relig1Ös motıivlierten „Kreuzzuges: den Islam

vermeıden. Verantwortlich tür die Anschläge des 11 September 2001 se1 nıcht
„der Islam“, betonte Bush wıederholt, sondern „JLerrorısten“, die den Namen die-
SCT Religion mißbrauchten.

Manche mogen 1€es tür politische Rhetorıik halten Tatsache 1st freilich, da{ß sıch
viele Anhänger der Christlichen Rechten b7zw. der Evangelikalen VO George

Bush enttäuscht tühlen. Die Republikanische Parteı,; dıe Heımat der meısten
Evangelikalen, verlor hre Mehrheıiten 1M Kongreß. Der Finflu{(ß der Christlichen
Rechten auf die Kandidaten un: die Ausrichtung der Parte1 sank 1n den etzten
OoOnaten VOL der Präsidentschaftswahl 1mM November 2008 dramatisch ab John
McCam, der Präsidentschaftskandidat der Republikaner, 1St nıcht dem christlich-
Oonservatıven ager zuzurechnen. Im Gegenteil: McCaın stÖößt be1 den Evangelıka-
len auf Ablehnung. Er 1st ihnen be1 wichtigen sozlalpolıtischen Fragen ıberal.

Die Demokratische Parte1ı LUutL derzeıt alles, diese Sıtuation aUS  zen Die
ehemalıgen demokratischen Präsıdenten Jımmy Carter und Bıill Clinton Iuden 1m
Februar 7008 die baptistischen Anftführer des Landes eıner Konfterenz ach Ar
lanta e1n. Die demokratischen Schwergewichte wollten mı1t den Kirchenoberen MC

verhandeln, W as dıe Baptısten ideologisch verbindet. Der gemeınsame Glaube
Jesus Christus sollte VO traditionellen konservatıven Themen wI1e Abtreibung eNt-

koppelt und eLtwa mMı1t ÖOkologie und soz1aler Gerechtigkeıit verknüpft werden. So
hofft I11all nıcht 11UTr die Stimmen evangelikaler VWähler, sondern auch diejenıgen der
Katholiken wieder vewınnen. Die Katholiken, eigentlich mehrheitlich Anhänger
der Demokraten, hatten be]l den Präsidentschaftswahlen VO 2004 ebentalls 1n
oroßer Zahl tür den Protestanten George Bush gestimmt.

uch der demokratische Präsidentschaftskandidat Barack Obama wıttert selıne
Chance be1 den relıg10sen Wiählern. Als Abtreibungsbefürworter und aufgrund SEe1-
NeTr Haltung Z gleichgeschlechtlichen Ehe galt Obama für die Christliche Rechte
bıslang als nıcht wählbar. ber Obama legt iınzwischen grofßen Wert darauf, sıch als
vorbildlicher Christ darzustellen. In seınen Reden kommen verstärkt Werte und
Themen Zr Sprache, mıt denen sıch auch Evangelikale identitizieren können yB
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Beispiel dıie Bekämptung des Klimawandels oder so7z1ale Gerechtigkeıt. Obamas
Wahlkampfstrategen planen bıs den Wahlen 1m November 27008 Tausende
Hauspartys, Dutzende christliche Rockkonzerte, Versammlungen VO  - Kirchenfüh-
FeIN, Universitätsbesuche un Teletonkonferenzen, rel1g10s motivılerte Wihler

gewınnen. Diese Kampagne oilt inzwiıischen als das intensivste Werben eınes de-
mokratischen Kandidaten evangelıkale Christen. Das ehrgeizige Zie] Ist, erheb-
lıche Teile der evangelıkalen Wihlerschaft VO  - ıhrer hıstorischen Verbindung ZUiT

Republikanischen Parte1 lösen. och dieses ehrge1iz1ıge Ziel hat auch selıne Rısı-
ken Dıie progressive, ıberale Stammwählerschaft der Demokraten könnte damıt
verprellt werden.

Die Verfassung 1ST eın Glaubensbekenntnis

Politik un Religion sınd 1ın den USA eıne hıstorisch vewachsene, einz1gartıge Ver=
bıindung eingegangen. Das Verständnıiıs VO Natıon der meılisten Amerikaner manı-
testiert sıch als eıne Art polıitische Relıgion, die 1n der Lage ist ber die gesellschaft-
lıche und polıtische Zersplitterung der USA hinweg 1ne vemeınsame Identität
schaften. Religiöse Symbole und Metaphern spielen ın der Politik eıne xrofßse Rolle,
weıl Relıgion auch 1mM persönlıchen Leben der meılsten Amerıkaner sehr wichtig 1St
Beides 1St letztlich auch die Ursache dafür, da{fß die evangelıkalen Protestanten 1n
den etzten Jahren ertolgreich werden konnten.

ber diese relig1öse Dımension des Staates integriert nıcht 1LL1UTr S1€e hat auch eit-
W as Spaltendes. Zunächst tür die Europaer und andere Staaten, die den außenpoli-
tischen Mess1anısmus der 1JSA nıcht immer nachvollziehen können. Die relig1öse
Metaphorık 1n den Reden vieler amerıkanıscher Politiker wirkt außerhalb der USA
befremdlıich. Vor allem aber spaltet die Symbiose VO Politik und Religion zuneh-
mend auch die Amerikaner selbst. Denn nıcht alle werden VO ıhr ertafßt.

Von katholischer Seıte wiırd interessanterwelse das Konzept der treiheitlichen De-
mokratıe als Gegenmodell ZUr amerıikanıschen Zıvilreligi0n verteidigt. Der Jesut
John Murray plädierte schon in den 50er Jahren dafür, da{ß die Sphären VO ei1=
2102 und Politik sauber voneınander bleiben müuü{fsten!?. Die amerikanısche
Republık verdiene zwar die volle Loyalıtät der Katholiken, aber die Verfassung se1
eın Glaubensbekenntnis, sondern eın Instrument AT Sıcherung des Friedens. uch
andere tühlen sıch ausgeschlossen. Zivilrelig1öse oder evangelikale Haltungen tfinden
sıch vorwiegend be] den sogenannten AWASEs den „White Anglo-Saxon Prote-
Stants . eıner Bevölkerungsgruppe mıiıt den Merkmalen weılß, protestantisch un: —

gelsächsischer Abstammung. Andere soz1ale Gruppen kommen damıt nıcht unbe-
dingt zurecht: die Unterschichten ın den Elendsvierteln der Großstädte un!: aut der
Straße, ethnische Mınderheıiten W1e€e Schwarze, Latınos und Asıaten. Der „Amerıcan
Dream“ 1St für diese Bevölkerungsgruppen Ilusion gyeblieben.
VE
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ANM  GEN

Die Zugehörigen 7A08n hıspanıschen Bevölkerungsgruppe gelten 1n statistischen Erhebungen der USA
nıcht als ethnische Gruppe 5raäce); sondern werden ber ihre Herkuntft aus Lateinamerika und der Ka=-
rıbık b7zw. ber iıhre spanische Muttersprache definiert.
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